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Ermittlungsmöglichkeiten deutscher Finonzbehörden bei Auslonds-
sochverhohen

Der nochblgende Beitrqg zeigt die Ermittlungsmöglichkeiten der
Finonzverwoltung bei Auslondssochuerhollen im Besleuerungs'
und Steuershofverfohren ouf. Neben inlernen lnformotionsouel-
len stehen dobei die mit Blick ouf ihre zunehmende oroktische Be-
deutung bei grenzüberschreitenden Sochverhqltren - gegenüber
den bei Inlqndsbllen geltenden - er.höhten Mitwirkungspflichten
des Steuerpflichtigen sowie der grenzüberschreitende Informo-
tionsouslousch zwischen Finonzbehörden im Vordergrund. ln die
Betrochtung einbezogen wurden oktuelle EnMicklungen in der
Rechhprechung, potenzielle Konflikte miteuropöischem Rechl so-
wie Aspektre des Rechtsschutzes des Steuerpflichtigen bei der ln-
formolionsweiteroobe on ouslöndische Steuerbehörden.

I . Einleitung

Nicht selten wurde das Jabr 2005 als das Jahr des ,,gläsernen
Anlegers" bezeichnet. Die Möglichkeiten der Finanzverwaltung,
Steuersündern aufdie Scbliche zu kommen, wurden drastisch er-
weitert. Seit April2005, im nahtlosen Aochluss an das Auslaufen
der Steueramnestie. können deutsche Finanzbehörden lnforma-
tionenüberdie Konten Steuerpflichtiger aus einemvon den Kre-
dit jnsciruten bereitzustel lenden Darenpool abfragen'. Die Fi-
nanzbehörden können so gezielt übetprüGn, bei welchen Kre-
ditinsoruten ein Steuerpflichriger KapitalanJagen und Wertpa
piergeschäfte getätigt hat, gemdß $ 93 Abs.7 AO immer dann,

,,wenn dies zur Festsetzung oder Erhebung von Steuern erforder
lich ist und ein Auskunftsenuchen an den Steuerpflichtigen nicht
zum Ziele geführt hat oder keinen Erfolg verspdcht"'. Begleitet
werden die neuen Abruftnöglichkeiten von der seit 2004 nach

$ 24c EStG bestehenden Pflicht der Kreditinstitute, Jahrcsbe-
scheirrigungen über alle steuerpflichtigen Kapitaleinnahmen so-
wie. Spekulations- und Termingeschäfte ibrer Kunden zu erstel-
len*, die von der Finanzbehörde vom Steuerpflichtigen selbst
oder direkt von der Ban-k angefordert werden körmen'.

Die Kontrollmöglicbkeiten der Steuerverweltung sind eller-
dings nicht auf Sachverhalte mit Inlandsbezug bescbränlt. Bei
Auslandssachverhalten bestehen gesteigerte Mitwirkungspflich-
ten des Steuerpflichtigen. Kapitaleüäge im Elj-Ausland sowie
in bestimmten Drittstaaten unterliegen dem lnformationssystem
bzw. der Quellenbesteuerung nach der ElJ-Zinsrichdinie. Deut
sche Finanzbehörden können sich neben internen Quellen wie
der Informacionszentrale Air steuerliche Auslandsbezlehr,rngen
insbesondere der internationalen Ämts- und Rechtshilfe bedie-
nen, um Steuersündern aufdie Spur zu kommen.. Daneben gibt
es Bestrebungen aufinternationaler Ebene zum intensivJn Infor-
mationsaustausch mit SteueroaJen. Die rechdichen Grundlagen
dieser Ermitdungsmöglichkeiten werden im Folgenden be-
schrieben.

2. lnformotionszenhole für steuerliche Auslonds-
beziehungen

$ 88a AO ermächtigt die Finanzbehörden zur Sammlung und
Verwendung nach $ 30 AO geschützter Daten auch fur Zwecke
künftiger Steuer(straf)verfahren. Dem Bundeszentmlamt fir
Steuern (kurz BZSI) obLiegt nach $ 5 Abs. 1 Nr. 6 FVG die zen-
trale Sammlung und Auswertung von lJntedagen über steuerli-

che Auslaadbeziehungen6. Hierzu erfasst der Arbeitsbereich ,,In-
formationszentrale für steuerliche Auslandsbeziehungen (lZA)"
alle sachdienLichen Informationen, die für die Tätigkeit der Steu-
erverwaltungen von Bund und Ländern von Bedeutung sein
können. In diesem Rahmen sammelt die IZA u. a. Informatio-
nen über natürliche undjuristische Personen im Ausland, insbe-
sondere über ausländische Briefkastenfrrmen (Domizilgesell-
schafien) sowie Steueroasen- bzw Niedrigsteuerländer Der Da-
tenbestand der IZA setzt sich zusammen aus Mitteilungen deut-
scher und ausländischer Finanzbehörden sowie aus allgemein zu-
ginglichen Quellen wie z. B. ausländischen Handelsregistern.
AufAn6age der FinanzbehördEn und Steuerfabndungsstellen er-
reilt die IZA irsbesondere AuskünJie über die Quali6zierung
ausländischer Recht\tr;ger als Domizrlgesellschaften oder hilft
bei der Überprüfung der Aagemessenheit von Lizenzgebühren
oder Ziruen. Einen Anspruch des Steuerpflichtigen gegenüber
dem Bundesamt für Finanzen auf die Xrteiluns einer Auskunft
über die zu seiner Person gespeichetten Daten hat der BFH8 in
einem ljrteil vom 30. 7. 2003 verneint.

3. Informotionsquellen Geldwöschebekömpf ung
und Zollfohndung

Weirere Erkenncnisquellen bieten ' ich den Finanzbehörden im
Rahmen der Geldwdschebekämpfung sowie auf Grund der Mit-
teilungen von Xrkennmissen der Zollfabndung, welche diese bei
der Überwachung des grenzüberschreitenden Bargeldverkehrs
erlengt.

Geldwäsche wird definiert als ,,die Einfübrung von illegal er-
worbenen Gegenständen in den iegalen Finanzkreislauf unter
Verschleierung ih;er wahren Herkun-ft"', plastischer ausgedrückt
kanrl unter diesem Begrifetwa die Investition von Gewinnen aus
organisieruer Kriminaliläc in legalen Bereichen verstanden wer'
den. Ergänzend zur Stralbewehrung ($ 26 | SICB) versucht der
Gesetzgeber Geldwäsche durch die Einbezieh ung P^rivater. ,,qua-
si alr verlängerter Arm der ErmirdLrngsbehörden '", zLr bekJmp-
fen. So wurden Kreditirstituten, vermögensverwaltenden Perso-
nen und fJnternehmen, Versicherungsunternehmen sowie

1) Die Artorer sind Partner der Kors Rechtsarvaltsgesellschaft rnbH in

2) $$ 93 Abs. 7 und 8, 93 b AO; s. a. BMF v 10. 3. 2005, BSIBI I, 2005,
422 soare Bl'{F v. 9 . 2. 2006: Frqen und AnForreir zur aktuelen Kricik am
steuerlichen Koncenabrußefrhren; zu Rechtsschutzrnöglichkeitrn beim be
hördlichen Konrenabnf Cöstu/Intßnann, DS'R.2005, 30 f.

3) Das BVerfG (Beschl. v 22. 3 . 200s, I BeR23s7 / 04, 1 BvQ 2/0s, NJw
2005, 1179) hat eine €insweilige Anor&ung gegen den Abrufvon Konto-
stammdrten gem;iß $ 93 Abs. 7 u. 8 AO abgelehnt.

4)  BMB Schb. v.6.9.2006,IV C 1 S 2252  ̂ 70/66.
5) H,ezu BAr. DS(R 2004. lSlq tr.
6)  HierzuBMFv.29.  4.  1997,IV C 7-S 1300-69/97,  BSIBI I  1997,541:

Zenbele Sanrndung und A$we$ung von Unrerlagen über steuerliche Aus-
landrbeziehungen - Beziehungen eines Ste,rerinländers zum Ausland und ei-
nes Steueraudänders zum Ir end.

7) Vgl. BFH v. 1. 4.2003,I R 28102, IScR 2003,565; FG Sarrlandv 10. 5.
2001, 1 V 44/01, abrutuar unter http://www.edvgt.delwwwfnanzgerichr-
saar.delenscheidungen.hcrn.

8) BFH v.30.7.2003, VIIP. 45/02.88 2003,2278; siehe dazu anhängi
ges vertähr€n beim BVerfG (1 BvR 2388/03).

g)vd. Fülbiet/AEJelbach/Lnngweg, G\tG, 5. Aufl. 2006, Iirneitung
R n . 1 4 .

rq vd. FütbietAe?felba.h/-t"d'rs'les (Fn. 9), Einleiruns Rn. 1.
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rechts- und steuerbestenden BeruGn nach dem Geldwäschege-
setz 11 (GwG) zahlteiche Identifizierungs-, Aufzeichnungs-, rird
Aazeigepflichten gegenüber den zuständigen Strafverfolgungs-
behörden auGrlegt. $ 10 Abs. 2 GwG verpflichtet die Strafirerfol-
gungsbehörden, die Einleituag eines Strafverfahrens wegen
Celdwäsche mit den zugrundeliegenden Tarsachen den Finaru-
behörden mitzuteilen ,,sobald eine Finanztransaktion . . . festge-
stellt wrrd. die fiir die Finanzverwalrung für dre EinJeitung oJer
Durchiihrung von Besteuerungs- oder Steueistra&erfahren Be-
deutung haben könnte". Solche Strafverfahren (hierunter sind
Irmitdungsverfahren nach $ 160 SIPO, nicht die Eröftrune des
Haupcverfahrens nach $ lqg ScPO. zu verstehen) werden in- der
Regel durch Verdachts_alzeigen nach $ 11 GwG, etwa von Kre-
ditinstituten, ausgelöst ". Die darin endraltenen Informationen,
ebenso wie die nach einern In1örmationsaustausch mit ausländi-
schen FlU-Stellen bekannt gewordenen Tatsachen, stellen für die
Finanzverwa.ltung eine willkommene Erkenntnisquelle daa die
unabhingig vom Fortbesrehen des sura&echrlichen Verfahreru
verwercet werden kanl l.

Ebenfalls vor dem Hintergrund der (internationalen) Geldwä-
scheverfolgung ist die ürberwachung des grenzüberschreitenden
Bargeldverkehrs, insbesondere im Rahmen von Grenzkontrol-
len, durch die Zollverwaltung bzuz die Zollfahndungsämter nach
$ 1 Abs. 3a u. 3c ZollVG zu sehen. Soweit Gren2gänger mehr als
€ 15 000 Bargeld (oder gleichgestellte Zahlungsmittel) mirfüh-
ren, haben sie nach Befragung HerL:unli und VerwendunEszweck
anzugeben. Die Zollbehörden sild berecht-igt. Personen und Kfz
zu durchsuchen, $ 12a ZollVG. Wird nicht deklariertes Baleeld
gefunden. kann dieses sichergestellr werden. Dabei g"*on,i.n"
steuelrelevante Informationen könlen an andere Finanzbehör-
den übermittelt werden, ,,soweit ihre Kemmis zur Durcbfüh-
rung eines Verwaltungsverfahrens in Steuersachen oder eines
Strafuerfahrerx wegen einer Steuerstraftat oder eines Bußeeld-
verfahrens wegen einer Sceuerordn u ngswidr i gkei t uon Be-deu-
tung sein karm", $ 12a Abs. 3 Satz 3 ZollVG.

4. Mitwirkungspflichten bei Auslqndssochverholhn

Auf Grund des völkerrechdichen Territorialitätsprinzios sind
den deurschen Finanzbehörden Ermirtlungen lm Ausiand
grundsäczlich u.rboren l ' . Dje sich daraus e.gibend. Divergenz
zwischen Verwa.ltungsauftrag und Verwaltungskönnen wird
durch erhöhte Mitwirkungsp0ichten des Steuerpflichrigen bei
Auslandssachverhalten kompensiert.

4. I Mitrrvi*ungspflichen bei Auslondssochverholien
gemöß $ 90 Abs.2 AO

Grundlegend in diesem Zusammenhang ist die gesteigerte
Mitwirkungspflichr bel Sachverhalten rnit Auslandsbezug gemäß
$ 90 Abs.2 AO. Diese soll Beweisnotstände verhindern, die aus
dem Umstand resultieren, dass nur der Steuerpflichtiee den in
seiner Sphäre geschaffenen Sachverha-lt aufl<Iäien kain, wenn
auch die lJntersuchungspflicht der Finanzbehörde grundsätzlich
weiter besteht. Gegenüber der allgemeinen Oft'enlegungs- und
Beweisangabepflicht bei Inlandssachverhalten nach $90 Abs. 1
AO enthält $ 90 Abs. 2 AO eine weitergehendere Aufldärungs-
und Beweismictelbeschaff:ngspflicht. Der Steuerpflichtige muss
Beweismittel also nicht nur benennen, sondern auch beschaft-en,
z. B. einen im Ausland ansässigen Zeugen als Beweismittei stel-
len. Eine Beweislastutnkebr ist damit nicht verbunden; auch bei
Auslandssachverhalten trifü die Finanzbehörde die Beweislast für
steuerbegründende Tätsachen- Bei der Beschafi'ung von Beweis-
micteln haben die Beteiligten ,,a11e bestehenden rechdichen und

tatsäcl ichen Möglichkeiten auszuschöpfen" sowie Beweisvor-
sorge zu treffen, $ 90 Abs. 2 Sätze 2 u. 3 AO. Der Steuerpflichtiee
kannsich nichr daraufberufen, ,,dass er Sachuerhalre nicirc aufl<ü-
ren oder Beweismittel nicht beschaff'en kaln, wenn er sich nach
Lage des Falls bei der Gestaltung seiner Verhältnisse die Möglich-
keit dazu hätte beschafFen oder einräumen lassen körmen". Für
den Steuerpflichtigen bedeutet dies, dass ersich schon zu.Beginn
einer Geschäftsbeziehung um die vertragliche Absicherung des
Zugriffi aufBeweismittel (2. B. Buchführungs- oder Vertragsun-
terlagen, Gründungsurkunden, Registereintragungen) küm-
mern muss, soweic ihm dies rechdich und tatsäcl ich möglich ist,
etwa auf Grund gesellschafsrechdicher oder familifuer Bezie-
hungen oder auf Grund vertraglicher Ansprüche.

Bei Verletzung der Mirwirkungspflicht nach g 90 Abs. 2 AO
drohr erne Schäuung nach $ lo2 Abs. 2 Sarz I AO, vorausqeserzr,
dxs ein [ inreichender SchärzungsanLss gegeben istrs. lnsibeson-
dere dann, wenn die Mitwirkungspflichc sich auf ttsachen und
Beweismittel aus dem alleinigen Verantwortungsbereich des
Steuerpflichtigen bezieht (sphärenorientierte Beweismaßreduk-
tion'"), kömen aus seiner Pflichtverletzung für ihn nachteilige
Schlussfolgerungen gezogen werden, die sich allerdings an det
größtrnöglichen Wahrscheinlicbteit orientieren müssen. Straf
oder Mondschätzungen, erwa mit Blick aufein parallel laufendes
Steuerstrafverfabren, sind der Finanzverwaltung allerdings verbo-
len_ .

Derzeit beim BFH aniängig ist die Rechtsfrage, ob sich das
Beweismaß für die im Rahmen des g 169 Abs. 2 Satz 2 AO fest-
zustellende Steuerhinterziehung mindert, wenn die Aufl<Iärung
des Sachverhalts daran scheitert, dass der Steuerpflichtige seiner
erweirerren Micvvirkungspflicht bei Auslandssachverhalren oach
$ 90 Abs. 2 AO nichr nachkommt ". 

Das FG Düsseldorfha(e rnir
lJrteil le vom 4. 11. 2004 entschieden, dass der Grundsatz ,.in du-
bio pro reo" auch irn Steuerfestsetzungsvedahren zu beachten ist,
der es ausschließe, die Schätzung der hinterzogenen Steuern -
entsprechend den aligemeinen Grundsätzen im Falle der Verlet,
zung von Mitwirkungspflichten - auf W'ahrscheinlichlceiserwä-
gungen, d, h. ein reduziertes Beweismaß zu stützen und an der
oberen Grenze des für den Einzelfall zu beachtenden Schätzunes-
rahmens auszurichten. Das FG Münster enachied mit Ur(ei l /o
vom 15. 3. 2005 abweichend, die Auffassung des FG Düsseldorf
Aihre zu einem .,Werrungswiderrpruch. ,."=.il sie im Besreue
rungsverfahren einen vermeintlichen Steuerhinterzieher gegen-
über den Steuerpflichtigen, die ihre Kapitalerträge ordnungsge-
mäß deklarieren, bevorzugt".

Sollte derBFH die Arrsicht des FG Düseldorß bestätieen. wä-
re dre Finanzverwaltung notz Verletzung der A4irwirkun"gppflichr
nach $ 90 Abs. 2 AO an einer Schärzong imAusland hinterzoge-
ner Steuern gehindert, wenn sie eine Steuerhinterziehung nicht
nach den Regeln des Snafverfahrens nachweisen kann.

11) Gesetz über das Aufspüren von cewimen aus schweEn Straftaten,
2s. 10. 1993, BGBI I, 1993, 1770; durch das Geldw:irchepesetz wurde die
Lu-Celdw;s.benchdinie Rl e I Jc8 EWC v. I0. ö lqqt 7ur Verhinderunp
der NuLzung de. Finrnr,yrrerns zum Zwecke der cetdw:s.he, ABIEG L t6b ;
28. 6. 1991, geänderr dur€h RI2001/07lEGv 18. 12.2001 sowie RL 2005/
60/EG n.26.10.2003, ABIEG L 309 e.2s. 11. 2005, umgesetzr.'2) 

Vgi. dieJrhJesbeflchre rinJncial Intellgenre Unjr (t-tLf) Deurschlnd
Zentralstele fir (celdw;ischej Verdachtsenzeige! des Bundeshimilatmres,

13)Kritisch hiezu (,,Missbraucbgefahr",,,Iütrumenr der Sreuerfahn-
dune") Fühiet/AEfelbaeh/Iinswes ßn. 9), E tO F''.. 29.

14) Vgl. S€et in: Tipke,/Kruse, AO g 90 Rz. 18.
15) }{ierzu Carll, AO-StB 2005. 269 tr
16) Vsl. see. (Fn. 14),9162R2..32.
17) BFH. 8Sr812001, 381,  383,  DStR 2001, 847.
18) BFH, anhänsises VefahftD, VIII R 81/04.
19) FG Düsseldorfv ,1.  11.2004.11K27A2/02E.
20) FG Münster v. 15.3. 2005. 12 K 3958/03 E.
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4.2 Dokumentotionspflicht für inlernotionole Ver-
rechnungspreise gemöß 5 90 Abs. 3 AO

Zu beschaffen sind nach $ 90 Abs.2 AO nur ,,bestehende"
Unterlagen, eine eigenstätrdige Pflicht, relevante verrechnungs
preisspezifische Unterlagen zu erstellen, beinhaltet $90 Abs.2
AO n i ch r ,  w ie  de rBFH rn  e inem Ur re i l vom 17 .  10 .2001 ' � r  f es r -
stelite. Als Reaktion aufdieses Urteil wurde $ 90 Abs. 3 AO mit
Wirkung fir V/irtschafsjahre, die nach dem 31. 12. 2002be9i*
nen, geschaft-en", der bei Sechverhalten, die Vorgätrge rnit Aus-
lan&bezug betrefi'en, den Steuerpfuchtigen verpflichtet, Auf-
zeichnungen über die Art und den Inhalt seiner Geschäfubezie-
hungen rnit nahe stehenden Personen zu erstellen". Mit Schrei-
ben vom 12.4. 2005 (sog. Venwal cu ngsgru ndsä rze-Verf ihren ) 

'a

hat das BMF die Mitwirkungs- und Dokumentatiorupflichten
nach_$ 90 Abs. 3 AO und ergänzend zu $ 88 und $ 90 Abs. 2
AO" detailliert beschrieben. Die so gewonnenen Erkenntnisse
der steuerlichen Beziehung zu den nahe stehenden Personen sind
nach der gegenwärtigen Regelung uneingeschränkt für die Fi-
nanzverwaltung verwertbar. Verletzt der Steuerpflichtige die ge-
nannten Miruvirkungspflichten, wird nach $ 162 Abs. 3 AO eine
abweichende, für den Steuerpflichtigen nachteilige Xinkunlisab
grenzung widerlegbar vermutet. Werden Au0eichnungen nicht
vorgelegt oder sind sie im Wesentlichen nicht verwertbar, ist ein
Zuschlag von 5000 Euro Gstzusetzen, der jedoch mindestens
5 v H. und höclutens 10 v. H. des Mehrbetrags der Einkünfte
nach einer Gewirurkorrektur beträgt. Bei vetspäteter Vorlage
kann die Finanzbehörde nach $ 162 Abs.4 AO einen Zuschlag
von bis zu 1 000000 !uro, mindestensjedoch 100 Euro fürjeden
vollen Tag der Fristüberschreitung Gstsetzen.

Unter Ziffer 4.1 Verwaltungsgrundsätze-Verfahren weist das
BMF darauf hin, dass wenrl der Steuerpflichtige seine Mitwir-
kungspflichten nicht ordnungsgemäß erfülIt, die Durcblührung
eines Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahrens in Betracht
kommt. Hier ist anzumerken, dass allein die VedetzunA von Mit-
wirkungspflichten i<ein stratbares Verhalten darstellt26, vielmehr
bedarf es dazu eines vorsätzlichen Verhaltens. Hingegen zutref-
Gnd führt das BMF Schreiben weiter aus, dass die Eröffnung ei-
nes Straf- oder Ordlungswidrigkeitsverfahrens in Betracht'kommt, 

wenn dem Steuerpflichtigen zum Zeitpuntt der Ver-
rechnungspreisfestsetzung zuverlässige Fremdvergleichspreise
bekannt waren, er diese aber aus Gründen der Steuerersparnis
nicht verwendet hat, oder die Berichtigungspflicht nach $ 153
AO verletzt wurde.

4.3 Benennungspflicht noch S I60 AO
Nach $ 160 AO sind Schulden und andere Lasten, Betriebs-

ausgaben, Werbungskosten und andere Ausgaben steuerlich re-
gelmdßig nicht zu berüclaichtigen, wenn der Steuerpflichtige
dem Verlangen der Finanzbehörden nicht nachkommt, die Gläu-
biger oder die Ernpfdnger genau zu benennen. Zweck des $ 160
AO ist es sicherzustellen, dass die mit der steuermindernden Aus-
gabe des Steuerpflichtigen korrespondierende Eirmahme beim
gegebenenläls im Inland steuerpflichtigen Geschäftspartner er-
fasst wird''. Klassischer Anwendungsbereich des $ 160 ÄO bei
internationalen Sachverhalten sind Zal unsen an ausländische
Domizil- oder Ba\issesellschafcen ". Dies sind nach audändi-
schem Recht, oft in Niedrigsteuerländern, gögründete Rechs-
gebilde, die keine kommerzielle Tätigkeit endälten, keine eige-
nen materiellen und personellen Kapazitäten bereit halten und
lediglich Durchlaufi'unktion haben. Emp€inger i. S. des $ 160
AO ist, wem der in der Betriebsausgabe enrhaltene wirtschaftli-
che Werr vom Sreuerpl l icht igen übertragen wurde. bei dem er
sich demzufolge steuerl ich auswrrkt".  Benannr isr ein tmpfdn
ger, wenn er obre Schwierigkeiten und eigene Ermitdungen de1

Finanzbehörde bestimmt werden kann30. Der Finanzbehörde ist
es dann mriglich zu überprüfen, ob dieser seine steuerlichen
Pflichten entweder efillt hat oder mit an Sicherheit erenzender
Wahrscheinlichkeit im Inland nicht steuerpflichtig ist3l. Bei Zah-
lungen an ausländische Donrizilgesellschaften ist EmpfJnger da-
her nicht die Gesellschaft selbst, sondern die Person, die diese Ge-
sellschaft zwischengeschaltet hac. In diesen Fdllen genügt die Be-
nermung der ausländischen Gesellschali daher nicht den Anfor-
derungen an eine ordnungmäßige Empfdngerbenennung i. S.
des $ 160 AO, vielmehr ist der wirkliche Empfrnger zu benen-
nen. Dies können auch Treugeber, für die die Anteilseigner die
Gesellscha{ierstellung nur treuhänderisch ausüben", oder Auf
tragnehmer'" der Domizilgesellschaft sein. Das Benennungsver-
langen nach $ 160 AO unterliegt bei Auslandssachverhalten den
erhöhten Nachweispflichten nach $ 90 Abs. 2 AO: ,,Das Verlan-
gen darf auch dann gestellt werden, wenn der Steuerpflichtige
den Empfinger nicht bezeichnen kaan, weil ihmbei Auszahlung
des Geldes dessen Name und Aaschrift unbekannt waren. Dies
gilt um so mebr für Auslandssachverhalte, in denen der Steuer
pllichtige nach $ 90 Abs. 2 AO in erhöhtem Maße zur Erbrin-
gung von Nachweisen und zur Beschafung und Vorlegung von
Beweismirteln verpfl ichcec ist" ".

An dieser Stelle zu ervr'ähnen ist ein ljrteil des Finanzeericht
Köln " bezüglich der Frage. ob auch die DurchJeirung einer Zah-
lung arr eine weitere nicht benannte Person (wirschaftlicher
Empfinger) ein Fall der fehlenden Empfdngerbenennung i. S. des

$ 160 AO ist. Das FG Köln hatte mit Urteil'" vom 14. 4. 2005 der
Klägerin die Abzugsfihigkeit von an eine ausländische Gesell-
schaft (Darlehensgeberin) gezahlten Schuldzinsen versagt, weil
dieser das (an die inläadische Klägerin darlehensweise weiterge-
gebene) GeId laut Darlehersvertrag von einer unbenamtln in-
ländischen Privatperson zur Verfügung gestellt worden war, wel-
che nach Alsicht des FC Köln der wirtschafl l icher tmpfdnger
der Zinszahlungen war Bei der ausländischen Gesellschaft han-
dele es sich zwar nicht um eine Domizilgesellschaft, dennoch sei

$ 160 AO anwendbar, weil die Klägerin dem Verlangen des Ge-
richts nichc nachgekommbn sei, den wirschaftlichen Empfinger
der Zinszahlungen zu benennen. Unerheblich sei, ob die KIäge-
rin den EmpfJnger nicht benennen konnte oder nicht benennen
wollte; das steuerliche Risiko habeinjedem Fall die Steuerpflich-
trge zu bagen.

4.4 Milwirkungspflicht noch SS 16 und l7 ASG

$ 16 AStG bestimmt nir den Fall, dass ein Steuerpflichtiger un-
ter Berufung auf Geschdfsbeziehungen rnit auslärrdischen Ge-
sellschaften oder Personen, die rnii ihren Xinlünten, die in Zu-

21) BFH v. 17.10.2AM,I R 103/00, IStR 2001, 745 nnt A'lm. Baunhaf.
Zur Verrechnungspreisbestinunung vgl. auch BFH \t. 6.4.2005, I k 22/04,
BB 2005, 1'727. hiez[ Kdfünshi / St'vflk, BB 20Q5, 2379.

22) StVersAbG v 16. 5. 2003, BGB]I2003, 660 t
23) Arr, I*elt und Umfang der Au6eichaungspflichten würden in der

Gewinnabgrenzungsaufieichnungsvercrdnung (GAuev) v 17. 10. 2003,
BStBI I 2003. 739. konlcetisiert.

24) BSIBI I 2005, 569: hierzu]aEes, NWB Nr 44 2005, F 2, S. 8867 f.
25) Zur Reichweite de! Ermächdgung der Geli'innaufzeicbriungsverord-

nrne: Wasserneyer, in: Dokmentation von Verrechaungpreisen, Frankirrt
2005, s.7.

26)Vsl. Sidhu/Schen eI, BB 2o\s, 2s49, 2s5l.
27) 9d. S?et \Fn. l4), $ lo0 Rz. L
28) Vd. S?d?ftünd,lSrR 2002.27a.
29) Vgl. BFH v. 1. 4. 2003, I R 28102, IStR 2003, 565.
30) Vgt. BFH v 1. 4. 2003, I R 28102, ISIR 2003, 565.
31) Vgl. BFH v. 1. 4. 2003, I R 28102. ISIR 2003, 565.
32) Vsl. BFH q 1. 4. 2003, I R 28102, ISIR 2003, 565.
33) VgL BFH v. 10. 11. 1998, Lk 1oa/97, BB 1999,25r.
34) Vsl. BFH u 2s.8. 1986, M 76186, BSTBIII 481 f.
35) VgL BFH v. 26. 1. 2006, 1 R 39105 ,.unbegründet".
36) FG Köln v. 14.4. 2005. 13 K2244/01.
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sariaenhang mit den Geschäfabeziehungen zu dem Steuer-
pflichtigen stehen, nicht oder nur unwesendich besteuert wird,
die Absetzung steuerrrrindernder Posten beanbagt, der Gläubiger
oder Empfdnger i. S. des $ 160 der AO erst dann genau bezeich-
net ist, wenn der Steuerpflichtige alle Beziehungen offenlegt, die
unrnictelbar oder mittelbar zwischen ihrn und der Gesellschaft
oder Person bestehen und bestanden haben. Der Zweck dieser
Vorschrift enaprichr dem des g 160 AO. :ie dient der Verhinde-
rung voa SteuerausfiIlen im Inland37. Das Verhältnis des $ 16
ASIC zu $ lö0 AO isr dehln gehend zu verstehen. dass in den Fäl-
len der Anwendbarkeit des $ 16 Abs. 1 ASIG unter den dort ge-
nannten weiteren Voraussetzungen ledigLich das Tatbestands-
me <mal der genauen Benerurung i. S. des $ 160Abs. 1AOkon-
kretisiert wird, wobei sich die Rechsfolge mangelnder Offenle-
gung sodann aus $ 16 ASIG ergibc3s-

$ 17 ASIG verpflichtet Steuerpflichtige, die sich an einer Zwi-
schengesellschaft ($$ 7 f. ASIG) beteiligen, zu einer erweiterten
Auskunftspflicht, zur Oftenbarung der Geschäftsbeziehungen
zwischen der Gesellschaftund ihm bzw nahe stehender Personen
sowie zur Vorlage der für die Anwendung der $$ 7 bis 14 sach,
dienlichen lJnterlagen. g 17 ASIG srellr eine spezielle Ausprj-
gung des $ 90 Abs. 2 AO dar; Zweck der Norm ist es, zu verhin-
dern, dass sich der Steuerpflichtige aufGrund der Rechtspersön--
lichkeit der Zwischengesellschaft auf die UnmögLichkeit eines
Auskunlhverlangens nach $ 90 Abs. 2 AO beruft, um sich seiner
Mirwirkungsp0ichr zu encledigen ro.

4.5 Vereinborkeit der Mitwirkungspflichten bei Auslonds-
sochverholien mit dem Gemeinschoftsrecht?

Nationale (Steuer-)Rechtsnormen müssen sich an der Kon-
formität rnit dem Gemeinschafcsrecht messenlassen, die fehlende
Harmonisierung im Bereich der direkten Steuern entbindet die
Mitgliedstaaten nicht von der Beachtung der Grundfreiheiten im
Bereich des Steuerrechtsa0. Die Vereinbarkeit des $ 90 Abs.2
AO 41. de. g 90 Abs. 3 AO'), des g i62 Abs. I  und 4 ÄOar sowje
des $ 16 ASIGaa und des g 17 AStG4s mit dem eurcpäischen Ge-
meinschaftsrecht wird zunehmend bezweiGlt. Festzustellen ist,
dass die gesteigerten Mirwirkungspflichteri bei EG-Sachverhal-
ten gegenüber der allgemeinen Mimirkungspflicht bei Inlands-
sachverhalten eine potenzielle Bescbräntung der gemeinscha$s,
rechdichen Grundfreiheiten*o darstellen, weil sie die Ausübuns
grenzüberschreitender wrrrscheftlicher Tätigkeiten ersch,ner.i
oder weniger attraktiv machen können*'. Solche Beschränftun-
gen sind nur dann gerechtfertigt, wenrl sie nicht diskrirninierend
wirken, aus zwingenden Gründen des Allgemeinwohls gerecht-
fertigt sind, geeigner sind, die Verwirklichung des verfolgten Zie-
les zu erreichen und sich aufdas beschränken, was zurErreichung
dieses Zreles erforderlich isro8. AJs zwingendes Allgemeininreres--
se komrnt insbesondere der Rechdertigungsgrund der wüksa-
men steuerlichen Kontrolle in Betracht, worunter nationale Re-
gelungen zu verstehen sind, deren Zweck in der Verhinderung
von Steuerumgehung und ,hinterziehung bestehtae. IJnter deri
Aspekt der Erforderlichkeit erscheint es jedoch zweifelhaft, ob
gesteigerte Mitwirkungspflichten für Zwecke der Sachverhalts-
aufldärung bei Vorgdngen irn europäschen Binnenmarkt ange-
sichts der (weiter unten dargestellten) unrfassenden Koopera-
tioosmöglichkeiten europäscher Finanzbehörden - anzuführen
sind die EG-Amtshilferichdinie, die EG-Zinsrichdinie sowie der
Auskunftsaustausch nach DBA - noch notwendig sind, eine
wirksame steuerliche Kontrolle zu gewährleistenso. Die Mög-
Iichkeiten des internationelen Informationsaustausches sind zwar
im Verhältnis zu den nach nationalem Recht bestehenden Xr-
mittlungsmöglichkeiten der Finanzbehörden subsidiär anzuwen-
den'', dieser Urnstand führt jedoch nicht zur Gemeinschafts
rechtskonformir lr  der narionelen Vor,chri fren52. Zudem enr-

scheiden die Finanzbehörden nach p0ichtgemäßem Ermessen,
inwieweit die Ermitdungsmöglichkeiten nach nationalem Recht
zweckmäßig und erfolgverSprechend sind, wobei es nicht erfor-
derlich ist, dass alle denlbaren innersraatlichen Ermirdunsrmöe-
l ichkeiten ausgeschöpft worden ' inds'.  ferner erscheint ägl i i ,
wie inländische bzw. ausländische Finanzbehörden prüfen kön-
nen, ob der ersuchende Mitgliedstaat die eigenen Ermitdungs-
möglicbleiten ausgeschöpft hat (vgl. Art.3 Abs.2 Nr 1 EG-
AmtshilG-Gesetz). Auch kann dieses Argument im Bereich von
Spontanauskünften nicht greifen, weil solche Äuskünfte ohne
vorheriges Ersuchen eteilt werden, also eine Subsidiaritätsprü-
fung hier nicht vorgenommen wird.

5. Inlernofionoler Informotionsousfousch

Eine weitere Informationsquelle der Finaazver*altung bei
Auslaridssachverhalten stellt der grenzüberschreitende Informa,
[onsaustaüsch Init ausländischen Steuerbehörden im Weee der
lnternarionelen Amts- und Rechshilfe d.rr. Unter dem Bieriff
der Inrernationa]en Amt'hilfe5o wird die Hilfe, die eine Behärde
einer anderen Behöi:de zur Erfüllung ihrer Verwaltungsaufgaben
gewährt, vefitanden"'. In Abgrenzung hierzu vollzieht-sich die
zwischerutaadiche Zusamrnenarbeit in straGechdichen Aneele,
genherten im Rahmen der lnternationelen Rechtshilfe in Straf-
sachen'o. Im Besteuerungsverfahren erfolgt der Auskunfsaus-
tausch also im'S/ege der Ämtshilfe, im Steuerstrafuerfahren kom-
men dagegen die Vorschriften über die internationale Rechtshil-
fe in Straßachen zur Anwendung.

5. I Inlrernotionole Amtshilfe

Generalaorm des zwischenstaadichen Auskunitsaustausches ist
$ 117 ÄO. Gemäß $ 117 Abs. 1 AO können die Finanzbehörden
zwischenstaadiche Amtshilfe nach Maßgäbe des derrtschen
Rechts in Anspruch nehmen. Für die Inarupruchnahme der
Ämtsbilfe eines arrderen Staates gilt der Grundsau der Subsidiari-
tät Auskunftsersuchen dürfen erst darm gestellt werden, wenn
die innerstaadichen Ermitdungsmöglichkeiten, z. B. nach $ 90
Abs. 2 AO, ausgeschöpft wurden". $ 117 Abs. 2 ÄO ermächtigt

37) Yfl. Wasserneyer, in: Fnck/Wassermeyer/BaurnloÄ ASrc, g 16, Rz 4.
38) Ko/tr, in: Strunk/Kaminski/Köhler AStG,/DBA, $ 16 AStc, Rz. 48 ft'.
la) Vgl C/pzpli/r ISIR 2002. 413. 4Jb.
40) EUGH v. 28. 1 . 1986 , C-270 /83, Auan fscal, I\\X/ 198'l , 569.
41) Vd. Catu, AO SrB 2005, 269, 270; Schnitse'rBB 2002,332,336 t.
42) Vsl. s€e/ (Fn. 14), S 90 Rz. 48 m. \r'. N.
43) vd. Ktopper,/RehJeld,lWB 2002, E 11 ̂ ,617,620 trrJoe.ks/Kdniflsbi,

ISiR 2004, 65, 70 ftl; Seer (Fn. 14), $ 162 R . 82 D. w. N.
4a) vsl. Kolb (Fn. 38), $ 16 ÄSrG, Rz. 8 f.
45) VgL Ronßwiflkel, in: Strunk/Kaminski/Köhler ASrG/DBA, 917

ASIG R2.9.
46) Algemei! zDr Vereinbarkeit nationaler steuerrechdicher Normen mir

der Gemejnschrklrechr Ba"ihar2. lstp. 2002. 291 tr.: WehpLc'eller, Etro
päisches Steuerrecht (200s), S. 43 tr

47) Vgl. EUGH v. 30. 11 . 1995, C-s5/94, Cebhad,IUGHE I, 4165.
48) Vgl. EUGH w 30. 11 .1995, C-55/94, C*bhard, EucHX I, 4165.
49) Vgl. Ba!r'/ür. ISiR 2002,291,297; Weber-Grc\let (Fn. 46),5.56.
50) Vgl. EuGEv. 28. 10. 1999, C-55/98, Vesrergaard; ebenso Schie.fJ,N|Ir

2005. 849. 850.
s l )  Vgl .  S.e,  (Fn.  l4) .  $ q0 R?. r0
52)v4. Ca ö, AO-SIB 2005,269,27 0.
s3) Vgl .  BMFq 25.  1.2006,IVB1 S 1320- 11 /06,B3rB112006,26 f . ,

Merkblatt zur zwischensta:dichen Amshilfe durch Auskün{saustausch in
Steuersachen, Tz- 2.1.2.
- 54) Neben den Informatioffausraüsch ist insb. die Internarionale Vol.lstre-
ckungshi.lfe als Urtersdrzung bei der Steuererhebung eine bedeutsame Form
der Internationalen Amtshife, vgl. hieflu BMF-Merkblalr zur zwischenstaat-
lichen Amrsbnfe bei der Steuererhebung vom 19. 1. 2004, BStBI I 2004, 66.

55) Vsl. I'p*€, in: Tipke/Xrr.rse, AO, $ 117 Rz. 6.
56) Vd. Haekw/Lngodny /Schomburs/WolJ Internerionale Rechtshilfe in

StEfsachen (2003), Rz. 1.
s7) Vel. T'pee €n. s5), $ 117 Rz. 1.
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die Finanzbehörde zur Leistung internationaler AmtshilG nach
völkerrechdichen Vereinbarungen (dies sind insbesondere DBA)
und verschiedenen EG-Richtlinien und EG-Verordnungen.

$ |  i7 Abs. 3 AO ermjchtigt die l- inanzbehörde zur Leisrung-uon
sog. Kulanzauskünften auf E$uchen ausländischer Behörden,
ohne dass es weiterer völker- bzw. eemeinschaftsrechdicher Ver-
einbarungen bedarf. S i17 Abs.4 AO enthilt Regelungen über
die Befugnisse der Finanzbehörde bei der Dutchführung der
Amtshilfe sowie zur Anhörung Beteiligter. Uneinigkeit besteht
hinsichtlich der Frage, ob $ 117 A-O in Verfahren der Internatro-
nalen Rechtshilfe anwendbar ist".

Detaillierte Beschreibungen der Grundsätze und des Verfah
rensablauß des Auskunftsxustausches enthdlt das in 2006 aktuali-
<ierre BMF-Merkblart zur z\&.r lchenstaatl ichen Amtshi l fe durch
Auskunftsaustausch in Sueuersachen vom 25. l .  200ose. Gegen-
über dem bisherigen BMF-Merkblattbu sind insbesondere die
Regelungen über die Zuständigkeit für den Verkebr rnit auslän-
dischen Finanzbehörden geändert worden.

5.1.1 lnformotionsoustousch noch Doppelbesteuerungsobkommen

Die meisten von Deutschland mit anderen Staaten abgeschlos-
senen DBA enthalten Regelungen zum gegenseitigen Informa-
tionsaustausch. Diese Auskunfsklauseln orientieren sich inhalt-
lich an der Regelung des Art. 26 des OECD-MA zum Informa-
tionsaustausch.

Zu unterscheiden ist zwischen der großen und der kleinen
Auskunftsklausel. Nach der großen Auskunlisklausel können
Auskünfte sowohl zur Durchführung der DBA als ruch zur
Durchführung des innerstaadichen Steuerrechts ausgetauscht
werden; die große Auskunfsklausel entspricht Art. 26 OECD-
MAo'. Nach der kleinen Auskunitsklausel ist der Informations-
austausch auf solche Informarionen beschünkt, die zur Durch-
[ i . ihrung des DBA. also zur Vermeidung von Doppelbesteuerun
^ - -  - ^ h , . - - , - l i ^ . 1 - . 1  o z

DBA-Auskuoftsklauseln ermögüchen meist verschredene For-
rnen des Informationsaustausches: Auskünie aufErsuchen sowie
Äuskünfte, die ohne ein vorheriges Ersuchen einer ausländischen
Steuerbehörde erteilt werden (automatische Auskünfte und
Spontanauskünfte)"". Spontanauskünfte werden unaufgefordert
etlva dann erteilt. wenn ein Staat im Verlauf eines Verfahrens
Kennmis von lJmständen erlangt, die nach seiner Auffusung
auch ft i r  den anderen Staat von Interesse . indo". Automacische
Auskünfte sind regeLmäßige Mitteilungen über Einkünfte, die aus
einem Vertragsstaat in einen anderen Vertragsstaat fließenor.

Gemäß Art. 26 Abs. 1 Satz 3 OECD-MÄ sind alle erhdtenen
Informationen ebenso geheim zu halten wie die auf Grund des
innersrudichen Rechts dieses Staates beschafften Informarionen
und dürfen nur mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstre-
ckung oder Strafi'erfolgung bder mit der xntscheidung von
Rechtsmitteln befarste[ Personen oder Behörden (einschließlich

der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht
werdeh'".

Nach Arl 26 Abs. 2 OECD-MÄ bestehen für den ersuchten
Staat Auskunftsverweigerungsrechte: Nach dem Grundsatz der
Gegenseitigkeit ist der ersuchte Staat nicht verpflichtet, Verwal-
tungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragssteats abwei-
chen, oder lnformationen zu erteilen, d-ie nach den Gesetzen
oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen
Vertragsscaats nicht beschafü werden könlren. Auskünfte müssen
auch dann nicht erteilt werden, wenn dadutch Betriebs- oder
Geschäft sgeheimrrisse preisgegeben würden.

Im Jahr 2005 veröft'endichte die OECD ein Update des
OECD-MA"'. in dessen Rahrnen auch A.t. 26 OECD-MA mit

dem Ziel eines umfassendercn Informationsaustausches geändert

wurdeoo. Insbesondere wurde eine Anpassung des Art.26
oECD-MA an das TIEM- A", das Musrer;bko;e n tur Infor-
mationsaustausch zwischen OECD-Staaten und Steueloasen, so-
wie die Ehbeziehung der Ergebnisse der OECD-Berichte aus
den Jahren 2000/2003 übet die Verbesserurrg des Zugangs zu
Bankinformationen für steuerliche Zwecke'" (sog. Bankgeheim-
nisberichte) verfolgt. \Veil in verschiedenen OXCD-Staaten die
Steuerbehörden grundsätz)ich wegen bestehender Bankgeheim-
nisse keinen Zugang zu Bankinformationen haben, konzentrier-
te sich die Arbeit der OECD im W'esendichen auf drei Punkte:
aufdie Abschaffung anonl.mer Konten sowie die Gewährleistung
der Identifizierung von Bantkunden bzw. den dahinterstehen-
den Nurzungsberechtjgten. aufdie Erte ung von Auskünfien in
den Fillen. in denen die ersuchte Behörde die zu beschafenden
Informationen selbst nicht benötigt und schließlich aufeinen ge-
meinsamen Konsens ir'Beutg aif den Ztgang zu Bankinforma-
tionen im Rahmen von Steue$trafverfahren 

' ' . Letzterer Aspekt
stellte sich insoweit problematisch dar, als der Begrif des Steuer.
betrugs in den einzelnen OECD-Staaten variiert "; wegen des in
einigen OECD-Staaten bestehenden Erfordernisses der doppel-
ten Stralbarkeit wurde ein Auskunftsaustausch in vielen Fällen
verhindert.

Hinsichtlich der Abschaffung anonymer Konten und der Iden-
ti6zierung von Banlkunden stellt sich die Rechtslage in den
OEcD-Mitgliedstaaten mitderweile einheidich dar; mit Aus-
nahme der Staaten Schweiz und Luxemburg haben sich zudem
elle OECD-Staaten (angeb^lich) auf einen einheitlichen Begriff
des Steuerbetrugs geeinigt". In diesem Zusammeniang ist zu er-
wähnen, dass die Schweiz zwar weiterhin an ihrer Äusgestaltung
des Begrifes des Steuerbetruges fesdrdlt, dennoch in ihren DBA
IIIitverschiedenen Staaten den Auskunlisaustausch bankseheim_
nisgeschürzrer Informationen in steuersrraGechÜche.n Angele-
eenieiten vereinbaren will oder schon vereinbart hat ".

Die revidierte Version des Art. 26 OECD-MÄ sieht in einem
neuen Abs. 5 iedenfal ls das Idealziel der OECD vor: der Ceheim-

58) Hierzü Hardr.k, Internationale Informarionshilfe im Steuerverfahten
(20o4j , s. 22.

59) BMFq 2s. 1. 2006. M 1 S 1320 11106, BSrBll 2006, 26t, wet-
ches einen akruellen Ürterblick über der An-wendungsbereich des EG-Amts-
hiJfegesetzer sowie der Doppelbesteuerungs- und Amßhifeabkornmen enr-
h:ilt (Arnage 1).

60) BMF v 3.2.  1999,W84 S 1320-3199, BStBl I1999,228.
61) Gmßer Auskunftsausrausch 6ndet mit Aserbaidschan, Aüstralien,

Island, I{anad:, Kasach,st?n, Korea, Liberia, Neuseeland, Norwegen, Rumä-
nien. der Russischen Fiideracion, Tadschikistan, der Türkei, Usbekstan, den
Vereinigten Staaten sowie mit den Xu-Mitgliedstaaten auf Grund der EG-
AHRI (siehe unten) stan.

62)yd. z.B. 1trL27 Abs. 1 lit. a) DBA-Schwelz.
63)'Engelvhalk, in: YoAelllehner, DBA, Ärt. 26 Rz 19 f
64) Vgl. OXCD-MÄ. Art. 26 n-z. 9, a'bgeü. x:\ Vogel / I8hnet, DBA, 1.lr. 26
65) Vgl. ebenda.
66) Dieses kann von den deutschea Behörden dcht geprüft wErden und

muss oft bezweifelr werden, da andere L:inder kein Steuergeheimis kennen.
67) Abrü{bn,r uncer httpi//ww.r.oecd.oreldalaoec d/ 54 / 24 / 3457 68? 4.pdf
68) Eingehend hierzu Kol4-IwB E 10 Gr.2, S. 1801.
69) Siehe unren. Tz.3.1.5.
70) OEQD 2000: ,,Irnproving Access to Bänkinformrtion for Tax Purpo-

ses"; OECD 2003: ,,lmproving Access to Ba*information for Tax Purposci -

The 2003 Progress-Repo4", beide abru$ar unter woecd.org.
71)Vgl .  Kalb,  fWB E l0 Gr.2.  S.  1801.
72) VeL etw: die Rechtrlage in der Schweiz, hieEu turz, RIE 2004,

276tr.: Hild, z,steu 2005. 300 tr.
73) VgL OECD 2003: ,,Impmving Access to Bankinformation for Tax Pur-

poses - The 2003 Pmgres-Report", www.oecd.örg.
74) So wurde etlra im DBA-Schweiz die große Amehilfeklausel bei Be-

trugsdelikcen, die mch dem Rechc beider Staaten mit Freih€itrstrife san](cio-
niert werden, vereinbart: .,Anßhiß wnd auch zw Dsthfihdng de! imeßtaatti'
chen Rechß bei Betflßsdelikten gew.ihrt."; n di'esen Fätrlen soll das Banlgeheimnis
einer Auskunf*erreilung nicht entgegenstehen, vgl. Arr. VI Ziff- 3 des Revi-
sioßprotoko[s zum DBA-Schweiz v 12.3. 2002, BGB1 II 2003, 67
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nisschutz soll der Erteilung von durch das Bankgeheimnis ge-
schützten Informationen nicht entgegenstehen. Die Schweiz,
Luxemburg, Belgien und Osterreich haben einen Vorbehalt ge-
gen die Neufassung des Arr. 2o Abs. 5 OECD -MA angebrrchc.

Ergärzungen zu den aufder Grundlage der DBA bestehenden
wechseheitigen Informationsverpflichrungen brachte das Merk-
blatt zum internationalen Verstä:rdigungs- und Schiedsverfahren
aufdem Gebiet der Steuern vom Einkommen und Vermöeen75.
Unter Punkr 3.2.-1. des Papiers isr die gemeinsame Sachver-halt.s-
feststellung der F;nanzbeamten beider Staaten Gstgeschrieben
und unter Punlr 7 sind die geserzlichen Grundlagin, nämlich
DBA und EGAHiG, genannt sowie der Hinweis auf das Merk-
blatt zur zwischenstaadichen Amtshilfe durch Auskunftsaus-
tausch in Steuersachen gegeben.

5.1.2 Informolionsoustqusch zwi:chen den EG-Stqoten

Im Bereich der direkten SteuernT6 erfolgt der Äuskunftsver-
kehr zwischen den EG-Staaten auf Grundlage der EG-Arntshil-
ler ichLlnieT GC-AHRI ),  die in Deurschünd durch das EC-
AmshilGgeseczTs (EGAHiG) in narionales Rechl umgeserzr
wurde.

Neben Auskünften auf Ersucher (Art. 2 EG-AHRI) - auch
hier grlt das Subsidiaritätsprinzip können aulomatische Aus-
künfte (tut. 3 EG-AHRL) sowie Spontanauskünfte (Art. 4 EG-
AHRI) eteilt werden.

Spontaneuskürfe sollenTe u. a. dann efteilt werden. wenn
Gründe für die Vermutung einer Steuerverkürzung (hierunter
fäl l t  j^ede ungerechrferdgre Sreuererrpatrus i .  S. der g$370. J78
AO"") in einem anderen M irgl iedst-aar besfehen (Arr.4 Abs. I
lit. a) EG-AHRI). $ 2 Abs. 2 EGAHiG konkrerisiert fut. 4
Abs. 1 lit. a) EG-AHRI dahin gehend, dass tatsäcbliche Anhalts-
punkte die Vermutung der Steuerverkürzung rechdertigen müs-
sen. A-llein die ungewöhnliche Gestalrung von Geschäftsbezie-
hungen reicht für das Vorliegen tatsächlicher Anhalßpuntte nicht
aus; vielmebr müssen ratsächliche - also obiektive Anhalts-
punkre für einen Cesetzerverstoß vorliegen. jasr Sreuern gerade
de. )Vrtglie&uates verkürzt sind-oder werden könnren. an den
die Spontanauskunft gerichtet irrör.-Weiterkönnen 

nach der EG-AHRL Spootanauskünfte erteilt
werden. wenn ein Steuerp0ichriger Steuerermäßigungen oder
-befieiungen in einem Micgliedstaat erhdlt, die eine Steuercrhö-
hung oder eine Steuerpflicht in einem anderen Mitgliedsstaat zur
Folge haben, bei Geschäftsbeziehungen zwischen Steuerpflichti-
gen ver\chiedener M irgl iedstaaren über ein oder mehrere Länder,
die in einem oder beiden Mitgliedstaat(en) zu einer Steuererspar-
nis ftihren, wenn Gründe liir die Vermurung einer Steuererspar.
nis dLrrch künsdiche Gewinnverlagerungen rnnerha/b eines Kon-
zern. bestehen und schließlich wenn in einem Miteliedstaat im
Zusammeniang miL Auskünften, die ihm von der Bihörde eines
anderen Mitgliedstaates erteilt wotden sind, ein Sachverhalt er-
mittelt worden ist, der für die SteuerGstsetzung in dem anderen
Mitghedstaat geeignet sein kan n.

Für Auskunftsersuchen an die Steuerbehörde eines anderen
Mitgliedstaates gelten erheblich geringere Anforderungen; die
ersuchten Informationen müssen lediglich für die Steuerfestset-
zung geeignet sein (Arr. 1 Abs. 1 EG-AHRI i. V m. Art. 2
Abs. 1 EG-AHRI). Allerdings wirken Auskunlisersuchen mit-
unter wie Spontanrnitteilungen, etwa dann, wenrl die ausländi-
sche Steuerbehörde durch das Ersuchen auf einen Sachverhalt
aufmerkam gemachr wird. der ihr ohne das Ersuchen verborgen
seblieben wäre".

Ahnlich dem Auskunftsaustausch nach DBA bestehen Ge-
heimhaltungspflichten hinsichtlich der von einem anderen Staar
erhaltenen Informationen (Art. 7 EG-AHRL; S 4 EGAHiG)
und Auskunftsrerweigerungsrechte des ersuchten Staates (Art. 8

EG-AHRI; $ 3 EGAHiG). Nach Art. 8b EG-AHRL können
koordinierte Simultanprüfungen, beispielsweise zurPrüfung von
Verrechnungspreisen grenzüberschreitend agierender Konzerne,
durchgeführt werden, wenn die steuerliche Lage eines oder meh-
rerer Steuerpflichtiget für zwei oder mehr Mitgliedsstaaten von
gemeinsamem oder ergänzendem Interesse ist, um die dabei er-
langten Informationen auszutauschen.

5.l,3Amts- und Rechtshilbvereinborungen

Besondere Rechts- und Amtshilfevereinbarunsen bestehen,
mit Belgien. Dinemark. Finr artd, Franlreich, lta]ien, Luxem-
burg, Niederlande, Norwegen, österreich und Schweden83.
Diese Abkommen gehen zum Teil über die üblichen Auskunfs-
klauseln in den DBA hinau,.

Der österreichische VwGH in Wien hat jedoch bei einem
Atrskunllsersuchen eines deutschen Finanzamtes an ein östertei,
chisches Finanzamt, welches sich aufden bilateralen Vertrae vom
4. 10. 1954 zwischen Ösrerreich und Deurschland srürzf enr-
schieden, dass das..östeneichische Bankgeheimnis gem:iß $ 38
Balkwesengeseu(O) nicht vor einem Äuskunfsersuchen zu-
rücktreten muss. Die Bestimmungen des österrEichischen
Rechts, dass ein Rechtsmittel gegen die ,,Einleitung" eines Fi-
nanzstrafverfahrens wegen eines vorsätzlichen Vergehens gege-
ben sein muss. isr rnit  der..Einleirung" nach $ 397 AO nichr ver-
deichbar'*.

5.1.4 Auskunftsoustrqusch noch der EU.Zinsrichtlinie
Mrt der tU-Zlncrtchtlrue "" soll die e ffektive Besreueruns von

Zinserträgen. die nanirliche Personen in einem anderen-Mit-
gliedstaat als ihrern Wohnsitzstaat erzielen, nach den Rechtsvor-
schriften des W'ohnsitzstaates sichergestellt werden. Mit Einfijh-
rung86 der ElJ-Zinsrichtlinie zum i. 7. 2005 sind sog. Zahlstel-

75) BSLBI I 2006. 461ß'.
76) Die Amtshijfe im Bereich der Unrsetzsreuer (MehMertsteuer) erfolgt

aufcrundlage dervo (EG) Nr. 1798/2003 v 7. 10.2003 (Ec-Zus,Jrunenar-
beibvemrdnung), ABIEG 2003 NL L 264, S. 1 fr, erg:hzt durch VO (EG) Nr.
1925 /2004 v. 29. 10. 2004 zur Regeiung der Durchfühnng bestimmter Vor
schriften der Zusarnnenarbeits-VO @urchführungs-VO) AbIEG 2004 Nr L
331, S. 13, vgl. IStR Länderbericht 1312006, S. 1;imBereich der Verbnuch-
steuern korffnt die VO (EG) Nr. 207312004 q 16. 11. 2004 üb€r die Zusam
menarbeit der Verw"ttungsbehörden auf dem Gebiet der Verbrauchsteuern,
ABlIG 2004 Nr. L 359, S. 1 6., zur AnwenduDr.

77)Rrchr- l ine 7?2799 EWC \ .  lc .  i2.  lq?7 über d ie gegenierDge Amrs-
hilfe zwischen den zuständigen Behörden der Mirgliedstäaren im Ber€ich der
direkten Steuern, zuletzt geändert durch RL 2004 /56/EG y.29. 4. 2OA4 so-
wie Rl 2004/106/EG v 16. 11. 2004; di€ konsolidierre Fersuns isr abrufbar
unrer htrp /  eumpa eu inr /eur- lex lex Lexur jsen ,s i (e/de/ , ;s les t977.
L / 0 1 97 7 1 01 ca-2004 1 224-de.pdf.

78) EG Amtshire-cesetz v. 19. 12. 1985 (BcBl I , 2436, 2441), ̂ ietzr ee-
ändert durch Ait. 4 Abs. 29 des ceserzes v. 22.9. 2005 (BGBI I, 2809).

7q) Drs ICAHiC rrelt Sponrrau,künfte dägegen rn das Ermesien der Fi-
nanzbehöide; aus dem crundsarz der richdinienkonformen Umserzunq von
EG-tuchLLinen folgt.jedoch eine N4,reilungspG.hr: ebenso Dgrsr, AO-srB
200s. 349, 350.

80) EuGH w 13. 4. 2000, C 420198, IStR 2000, 334.
81) BFH v. 15. 2. 2006, I B 78105, Vorinstuz FG Kölnv.27.4.2005,2V

1095/05r hielzu Blut eß/Kinzl, DB 2004, 401, 402; das nun vorLiesende
BMF-Schrb.  v l .  8.2006. lV B I  S IJ00 18/06.  re laouerr  d ie.e eer iht l i -
che Entscheidung allerdings.

82) Vgl. Drrr, AO-StB 2005. 349,351.
83) Eine Au6celtung über die Abkornrnen aufdem cebiet der Rechrs- ünd

Amtshife ist derjährlich vom BMF im BSIBI veröfendichren tibersicht über
den Sbnd der DBA zu enrnehmen, zulerzr BMF v. 11. 1. 2006, IV B 5 - S
1301 -  1/06.  Srand 1.  1.  2005.

84) öV\'GH q 26. 7. 20A6, Az.: Zl.20a4/ t4/0022-7, ISIR 2006, 878.
85) Richdinie 2003/48,/EG v 3.6. 2003 imBereich der Besteuerune von

Zinrnrjgen. ABIIU 200J Nr. t ls7. S. 38. D,e Umrrzuns in deu$ches
Rerh' erfolgre durcn die Zins,nlormarion.verordnuns. BSIBt L004. 2o7: vgl
h ieEudasBMF-SchIb.y 6.  1.  2005,IvC 1-S2000-363/04,DB2005,250,
geändert  durchBMF-Sch$. q 13.6.2005.IV C 1 S 2402a-23l0s,BSrBi  I
2005.716.

86) Zum Entstehungprozess der Zinsrichdinie vg1. KoßlKo/rr, Steuenn-
waltsmagazin 4/2005, 114; Srrwdrz, IStR 2006, 83
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len (insbesondere Kreditinstitute, grundsätzlich aberjede natürli-
che oderjuristische Person, die in Ausübung ihres Berufes oder
Gewerbes Zinsen an einen wirtschaftlichen Eieentümer zablt
oder eine Zinszahlung zu dessen unmittelbaren Cunsten ein-
zieht) in den EG-Mitgliedstaaten verpflichtet, Informationen
über Kapitderträge von gebietsfiemden natüdlchen Personen an
die Steuerbehörden des Wohnsitxtaates zu überrnitteh (sog.
Kontrollrnitteilungssystem). Durch das Zalrlstellenprinzip wird
gewährleistet, dass alle von einer Zahlstelle bewirkten Zinszah-
lungen unabhängig davon dem Informatioruaustausch untedie-
gen, ob sie aus Titeln des entsprechenden Eu-Mitgliedstaates
oder aus Titeh anderer (außer-) eurcpäscher Staaten stamnen.
Die Zahlstellen haben die Daren der Zinszatrlungsvorgänge an
die zustäüdige Behörde des MitgLiedsstaas ihrcr Niederlassung -

in Deutschland an das BZSI - zu übermitteln. Von dot werden
diese Daten an die zuständige Behörde des Wohnsitzstaats des
Empfängers der Zinszahlung weitergegeben.

..  Osterreich. Belgien_und lu-remburg werden wihrend ejnes
Ubergangszeicrar.rmeso' njchc am lnformation:au"tausch teiheh-
men, sondern eine Quellensreuer erheben 88- Mit der Zinsrichtli-
nie verglerchb^are Abkommen (lnformationsa usta usch oder

QuelJensreuer) 
o' wurden mit den Nicht EU-Staaten Schweiz,

Liechtenstein. San Marino. Monaco und Andorra sowie mit den
abhängigen und asoziierten Gebietengo der Mitgliedstaaten ge-
schlossen. Die Besteuerung der Zinsertrige des wirtschaftlichen
Eigentümers nach innerstaadichen Vorschriften wird durch die
Erhebung der QuelJensreuer nichc ausgeschlossen. Über die H<i-
he der einbehaltenen Quellensteuer wird eine Steuergurchrift
erteilt. In ensprechender Höhe erfolgt bei dem wirschaftlichen
Eigentümer eine Anrechnung auf die deutsche Einlommensteu-
er; bei übersteigender Quellensteuer erfolgt eine entsprechende
Erstattung. Die Zahlstelle bescheinigt hierzu dem wirtschaftIi-
chen Eigentümer die Höhe der einbehaltenen Quellensteuer.

Täbelle: Ubersicht tiber die At Endffig det Zinstichtliflie und Abkoftnen nit
Drittländem und abhängiten und assoziienen Gebieten

Kontrollmitteilung = K
Quellensteuembzug = Q

Kontiolknitteilung = K

Quelleüsteuerabzug = Q
Eu-Mitgliedstaaten Dritdädde!

Belgien

Dänemark K Liechtenstein

Deutschland K
Esdend K San Mariono

Finnland K Schweiz

Frankeich K abhängige und assozüerte Gebiete

Griechenland K Arlguilla K
Iriand K Kaiman-tnseln K
Italien K Brit. JungGrninseln
Letdrnd K Montserat K
Liteuen K Turks-/ Carcosinseln

Luxemburg o3 Guernsey

Malta K Jen"y a,
Niedertande K Insel Man

Osterreich K
Polen K Niederl. Anrillen

Unga.rn K
UK K
Zypetn K

zu 1: Absrandnahme vom Quetlensreuerabzug mögJich
zu 2: Ermächtigung der ausländischen Zrhlstelle zur Auskudtserteitung
magLch
ztl 3: welches der unter 1 und 2 genannten Verfahren Anwendung 6ndet,
ist bei der audändischen Zatrlstelle zu erFagen

Hinzuweisen ist aufdie Möglichkeit der Abstandsnahme vom

Quellensteuerabzug. Hierzu scehen dem wirtschalilichen Eigen-
tämer mit inländischem steuerlicheo Wohnsitz nach det Zins-
richdinie grundsätzlich zwei Möglichkeiten oft-en. Entweder
wird die ausländische Zahlstelle zur Erteilung von Auskünften
über die Zinszahlungen ermächtigt oder es wird der Weg über die
Stellung eines Arrtrags beim zustäTrdigen deutschen Finanzamt
aufAusstellung einer Bescheinigung zur nrmöglichung der Ab-
standnahme vom Quellensteuerabzug zur Vorlage bei der auslän-
dischen Zahlstelle gewählt, Ob im Staat der Quellensteuererhe-
bung beide Verfahren oder ggf nur eines der Verfahren ange-
wandt wird, ist bei der ausländischen Zahlstelle zu erFagen.

Wenn auch verschiedene Gestältungsmöglicbl<€iten verblei-
ben, Kapital weiterhin steuerneutral anzulegen", ist mit der
Zirurichdinie ein effektives Instrument, Steuerhinterziehung in
Eurooa zu unterbinden. auf der Basis eines intensivierten Infor-
mationsflusses zwischen den europäischen Finanzbehörden ge-
schaffen worden. Zudem konnten einige (außer-)europäische
Steueroasen erfolgreich in das Zinsbesteuerungssystem einbezo-
gen werden.

5.1.5 Informqtionsqusbusch m Sleueroqsen
Wfirend innerhalb der XG und auf Basis von DBA der Infor-

mationsaustausch zunehmend an Efrzienz gewinnt, 6ndet mit
äiner Vielzahl von Steueroasen bis heute kein Auskunftsverkehr
statt. Wachsender Druck auf die Steuercasen geht allerdings von
der OXCD aus bei ihren Bemühungen, Verzeüungen des inter-
nationalen Kapialverkehrs auf Grund vollawirtschafdich schäd-
lichen Steuerwettbewerbs zwischen Staaten zu verhindern.
Grundsätzlich erwünschter globaler Standortwettbewerb wird als
schädlich oder unfair bezeichnet, wenn er sich aufdie Attaktion
mobiler Wirtschaftsaktivitäten wie Finanzinvestitionen durch
Schaffung günstiger steuerlicher Rahmenbedingungen be-
schränkt. Ein Wetdauf urri das Angebot der günstigsten steuerli-
chen Rahmenbedingungen (sog. ,,nce to the bottom"-Efi'ekt)
verzerrt inter[ationale Kapitalsröme und bedroht du Steuerauf-
kommen sowohl der am schädlichen Steuerwettbewerb beteilig-
ten als auch nicht beteiligten Staaten und zwingt diese, andere
imnobile Steuerquellen wie nichtselbständige Arbeit stärker zu
belasten, was Ietzdich wieder zu einer Schwächung der Wettbe-

9 t -werDstanlgKett runrt
Um dieser lntwicklung entgegenzuwirken, veröffentlichte

die OXCD berein 1998 einen ersten Bericht zum schädlichen
Steuerwettbewerb, den sog. ,,1998-Report" 

e3, welcher sich ins-
besondere rnit der Frage der Identifizierung von als Steueroase zu

87) Dieser endet, sobald die EG iach einEirunigem Bescl uss des Rates
mit der Schweiz, Liechtenstein, San Marino, Monaco und Andorn Abkom-
men über die Auskunftsertenung aufAnfrage i. S. des OECD-MA zum Infor-
matioruaustausch in Steue$achen v. 18. 4. 2002 in Bezug aufzinszablungen
geschlossen hat und diese L:iDder eleichzeitig weiterhin die Qüelenst€uer an-
wenden ud wenn der Rat einstinmig fesßtellt, dass li€h die USA in Bezug auf
Zi*zahlungen zur Auskufseneilung aufArcage gem;iß dem o. r. OECD-
Munerübereinkomnen v€rptuchLet heben.

88) Die Quellensteuer beträgt in den enten dreiJrhftn 1s %, ia den folgen-
den dreiJahren 20 % und schließlich 35 % der Kapitalerträge.

89) Vgl. die utJenicht euf hnpi//ww:'ir.bzst.del003-menue_linki/019_
eu_zinsrichdinie/ 1 6 l-merkbirtt/oo1_Leendenußtelung.pdf

90) Dies sind Britische Jungferninseln, Turi<s- und Caicosirueln. Aruba,
Ni€dedändische Antilen, Jersen Guernsey sowie die Isle ofMan.

91)Vd. Ko/ß/Koß (Fn. 86), 114 n m. w. N.; Srtu&rz, IStR 2006, 83;
Se,lel/tutr ISIR 2005. 537 f.

92) Hietn Frotscher, Internätionales Steuerr€cht, 2. Aufl. 2005, S. 8 t Auf
EG-Ebene werden porenziel schädliche SteuerFaktiken u. U. als mit dem
XGV nicht vereinbarc staatliche Beihilfen qualiEzierq deEeit prufc die Kam-
mission etwe die Steuerbefteiune sog. ,,1929-Holdingges€Uschalten" in Lu-
xemburg, vgl. Presemeldung der Kommission v 8. 2 .2006. IP /06/ 132 sowie
lSrR-L:inderbericht Hefr 7/200o.

93) ,,Harmful T:rx Competition - Ari Emerging Global rsue", www.
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charakterisierenden Dritdändern, aber auch von in OECD-MiI
gliedstaaten"* bestehenden schädlichen Steuerpraktiken (harm-
ftrl preferential tax regimes) beschäfrigte5. Als Steueroase versrehr
der Bericht Staaten, in denen Einkomroen keiner oder nur einer
sehr geringen Eft'ektivbesteuerung untediegen und die zudem
entweder keinen Infotmationsaustausch betreiben oder nur man-
gelhalte Transparenzaaforderungeo stellen (feblende Offenle-
gungspflicht von Eigentumsverhdltaissen; Banlgeheimnis) oder
Wirßchaftsaktivit.iten im Ofühore-Bereich ohne substanzielle
wirtschaft.liche Aldviüten ermöglichen @xis-/Brie(kasrenge-
selischaften)'". lm Jafu 2000 veröffendichce die OECD einen
Folgebericht", in dem 47 ,,potentially harmfirl preferential tax
regimes" innerhdb der OECD-Mitgliedsraaten sowie 35 als
Steueroase zu qualifizierende Drittländer aufgelistet wurdenes.
W:jhrend die OECD-MitgLiedstaaten alle unfairen Steuerprakti-
ken mitderweile eingestellt habenee, befinden sich auf der Liste
der,,unlooperativen" Steueroasen zum lJntersuchungszeit,
punlt Liechtenstein, Liberia, Andorra, Monaco und die Mat-
shall-Inseln. Die restlichen Steueroasen hatten sich zum Informa-
tionsaustausch und zur Schafung von Traasparenz verpflichtet.

Um dieser Verpflichtung eine rechdiche Grundlage zu geben,
entq.ickelte die OECD zusarrunen rnit den kooperativen Steuer-
oasen ein Musterabkomrnen zum Informationsaustausch,
,,OECD-Standard 2002" oder auch ,,Model Agreement on Xx;
change oflnformation on Täx Matters'', kurz TIEMA, genannt,
das imJahr 2002 veröfendicht,wurde'w. Das TIEMÄ enthilt so-
wohl eine bilaterale als auch eine multilaterale Versiqn und soll,
fünlich dem OECD als Formulierungshilfe für zwischen
OECD-Staaten und Steuerorsen getroffene Vereinbarungen
über den steuerlichen Informationsaustausch dienen. Das TIE-
MA sieht eine umfassende Verpflichtung der Vertragsstaaten zurn
Informationsaustausch auf An&age in steuedichen und steuer-
stra6echdichen Angelegenheiten vor, umfasst also sowol Arnts-
bilG- als auch Rechtshilfehandlungen. Nach dem TIEMÄ dür-
fen Auskünfte nicht wegen des Erfordernisses der beiderseitigen
Srrafbarkeir verweigerr werdent Rechtshi.lfeersuchen an Srelrer-
oasen scheitern regelmdßig an diesem Erfordernis, de etwa die
Hinterziehung von Einkünfen aufKapitalerträge in Staaten, die
eine solche Steuer nicht erheben, nicht strafb2l ist. Informatio-
nen sollen auch darur erteilt werden, wenn die ersuchte Vertrags-
partei solche lnform*ionen selber nichc benötigr. weil sie ent-
sprechende Steuern nicht kennt oder nicht erhebt. Auch soll ein
Bankgeheimds dem Informationsaustausch nicht entgegenste-
hen.

TIEMÄ wurden bisher zwischen Australien und den Bermu-
das und zwischen den Niederlanden und der Isle of Man abse-
,.hlossenl0l. Eine sehr differenzierce Dar:telluns von 82 Staat-en
und deren gesetzgeberischen Tirigkeiten über den lnformarions-
austausch fit steuerLiche Zwecke rarurde beim Treft'en des Global
Foruin on Täxation im November 2005 in Melbourne vorse-
rtel l t 'o ' .

5.l.6Anhörung und Rechtrschuk

Bevor deutsche Finanzbehörden auf Ersuchen ausländischer
Finanzbehörden Informationen weitergeben, hat grundsätzlich
eine Aahörung des Betroffenen nach $ 91 AO stattzufinden.
Nach $ 117 Abs. 4 Satz 3 AO muss eine Aihörune dann nicht
stanfnden, wenn die Umsatzsteuer berroEen rst ode-r eine der in
$ 91 Abs.2 und 3 AO genannten Ausnahmen vorliegt. Weitere
Ausnahmen sieht das BMF-Merkblatt 103 zur zwischeristaatlichen
Amtshilfe vor. Danach entfillt eine Anhörunq bei der Beschaf-
fung und Weirerleitung alJgemern zugängLichen Marerials. bei
der Weitergabe von Informationen, die auf tatsäcl ichen Anga-
ben des Steuerpflichtigen beruhen undin den Fdllen des automa-
tischen Äuskunfsverkehrs. Die Ubermittlune von Infotmatio-

nen an ausländische Finarzbehörden stellt keinen Verwaltunesakt
dar. Der Sreuerpüchtige kann sich gegen die Informationslvei-
tergabe mit einer l-Interlassungsklage wehren bzw. vorläufigen
Rechtsschutz durch eine einstweilige Anordnung erwirken.

ln den Fdllen, in denen deutsche Finanzbehörden Airskunts-
ersuchen an ausländische Finanzbehörden stellen, ist das Subsi-
diaritätsprinzip zu beachten. Amtshilfe soll nach pflichtgemäßem
Ermessen erst darur in Anspruch genommen werden, wem die
Mitwirkung des Steuerpflichtigen nach $ 90 Äbs. 2 AO nicht
zum Ziel geführr har oder keinen Erfolg verspricht, g 93 Abs. I
Satz 3 AO'"'. Soweit die Steuerfahndung im Besteuerungsver-
fahren tätig wird ($ 208 Abs. 1 Nr. 2 und 3 AO), kam ein Ersu-
chen^a.llerdings auch ohre vorherige Ermirdungen gesrellr wer-
den'". Die Finanzbehörde ist grundsätzlich nicht verp0ichrer.
den Steuerpflichtigen auf die Möglichleir eines Auskunftsersu-
chens hinzuweisen'". Geqen Auskunftsersuchen kann Unterlas,
sungsklage erhoben bzw,-soweit der Steuerpflichtige von dem
Vorhaben der Finanzbehörde erfifut, eine einstweilige Anord-
nung erwirkt werden.

Nach einem akruellen Urterl des BFH 107 ist weeen der Cefahr
einer nicht mehr rückgängig zu machenden VerJeizung des sub-
jektiven Rechts auf Wahrung des Steuergeheimnisses auch ein
Anordnungsgrund glaubhalt gemacht, wenn im Rahrnen eines
Arltrags auf Erlass einer einstweiJigen Anordnung als Arord-
nungsanspruch glaubhaft gemacht wurde, dass die Tatbestands-
voraussetzungen für eine Spontaneuskunft ($ 2 Abs. 2 EGAHiG)
nicht er6i11t sind.

5.2 Internotionole Rechtshilfe in Shofsochen

Untet dem Begrif der Internationalen Rechtshilfe in Straßa-
chen wird die zwischenstaadiche Zusamnenarbeit in straftechdi-
chen Angelegenheiten verstanden 108. Rechtshilfe in Staßachen
ist jede Unterstützung, die auf Ersuchen für ein ausländisches
Strafvefahren gewährt wird, unabbJngig davon, ob das ausländi-
sche Verfabren von einem Gericht oder einerBehörde betrieben
oder ob die Rechtshilfehandlunq von einem Gericht oder einer
Behörde vorgenommen *i.d 10q. 

Wäbrend sich die zwischen-
staadiche Zusannnenarbeit im Verwaltungs- bzw. Besteuerungs-
verfahren im Rahmen der Intetnationalin Ämtshilfe vollziÄt.

94) luxemburg ]]nd die SchwEiz beteiligen sich nichr am Harmf.rl Tax
Project und sehen dessen Bescblüsse ab nicht bindend e!.

95) Eingehend Eineman'l, IStR 2001, 81 fr
96) Äls Steueroare betnchtet die OECD akruel folg€nde Stäaten: Andor-

ra, Anguilla, Artigua und Barbuda, Aruba, Baharnas, Bürain, Belize, Brirish
Virgin Islands, CookJslands, Dominica, cibraltar crenada, cuernsev, IsIe of
Man, Jelsey Liberia, Liechterutein, Milediven, Ma$ha[lnse]n, Monaco,
MontJerrat, Nauu, Niederländische Antilen, Niue, Panarna, Slmoa, Sev-
chellen, St. Lucia, St. Kitts md Nevis, St. Vincent und die Grenadien, Turk-
und Caicosinseln, US Virgin tsläirds, Vanuata.

97) ,,Towards Global Tax Coop€nrion: Prcgress in Identifying and El€mi-
naring Harrnful Tax Plactic€s". 1^/1^eoecd.org.

98) VeL Eiuema"', ISiR 2001, 81 ff
99) Vgl. den,,2004 Progess Report", www.oecd.oq/ d*aoecd/ls/ 43/

2082215.pdf.
100) Dar TaxlnfornationExchangeModelAgreement isr abru{bar unrer

101) Pressemeldungen der OECD v. 12. 10. 2005 und v. 15. 11. 2005,

102) Ta.\ Co-operation: Towads a Ler€l Playing Field, 2006 A$essment by
the GloMl Foium on Tdarion, OECD Pubtishiag (ISBN 92-54-02407-7)
oder uater w wvir.sourceo e c d. oe/ t^xan on / 926 4424077 (kosr€npfl iclltig).

103) BMF v. 2s. 1. 2006, IV B 1 - S 1320 - 11106, BSAI l2006, Rz s.1.
104) BMFq25. 1.  2006, IVB 1-S 1320-11/06,BSrBl I2006,Rz.  2.1.2.
105) BMF v 2s.  1.2006,IVB 1 -  S 1320- 11106, BStBI I2006, Rz.  2.1.2.
106) BMF v 25.  1.2006, IVB 1- S 1320- 11106, BStBI I2006, Rz.  2.1.3.
107) BFHv 1s. 2.2006,I B 87105 im Anschluss an FG Köln v. 27. 4.2005,

2 V 1095/05.
108) vgl Hdcknu / Irgodny / Stho'r,b"/s / Wotf (Fn. s6), Rlz. 1 .
109) Vgl. ebenda.
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komrnen im (Steuer-)stra&efahren die Regelungen über die In-
ternationale Rechtshilfe in Straßachen zur Anwendune.

5.2.1 Grundlogen

Die Rechtsgrundlagen der Internationalen Rechtshilfe unter-
scheiden sich von denen der Internationalen Amtshilfe. Im Be-
steuerungsverfahren sind die Regeiungen der Internetionalen
Amsbilfe, im Steuerstrafuerfahren die der Internationalen
Rechtshilfe anzuwenden. Vor Einleitung eines Strafverfahrens,
etwa im Rahmen sog. VorGldermittlungen der Steuerfahndung
nach $ 208 Abs. 1 Nr. 3 AO, kann zwischenstaatliche lJntentüt-
zung nur aufdem Amtshilfeweg erfolgen. Aber auch nach Einlei
tung eines Strafverfahrens könaen für Zwecke des Besteuerungs-
verfahrens noch Auskünfte aufdem Amtsbilfeweg eingeholt wer-
den110. Der Steuerfahndung stehen zwar grundsätzlich sowohl
die Möglichkeiten der Amtshilfe als auch der Rechtshilfe zur Ver-
fügung; soweit sie aber ausschließlich als Strafverfolgungsbehörde
tätig wird, sind Auskünfte nach den Regelo der Internationalen
Rechtshilfe einzuholen "'.

Die Internationale Rechtshilfe in Straßachen wird in drei Ge-
biete eingeteilt "': Rechtshilfe bei der Auslieferung verfolgrer
Penonen, Rechtshilfe bei der Vollstreckung strafiechdicher
Sanktionen und scbließ1ich die sog. kleine oder sonstige Rechts-
hilfe. Letztere umfasst alle anderen Formen der Untentützung ei-
ner strafiechdichen Angelegenheit des ersuchenden Staates wie
die Auskunfeerteilung, die Zustellung von (Jrkunden oder die
lJnrerstürzung bei der Beweisaufnahme.

5.2.2 Rech*quellen

In Deutscl and vollzieht sich die zwischenstaadiche Rechts-
hilfe srundsätzüch näch dem Gesetz über die internaLionale
Rechtshilfe in Straßachen (lRG) 113, welches ailerdings nach $ 1
Abs. 3 IRG gegenüber den zahlreichenl14 bi- und insbesondere
mulri.lateralen Lrbereinkommen subsrdiir anzuwenden ist. In der
Praxis bedeutsam sind die Richdinien für den Verkehr mit dem
Au"land rn strafiechüchen Angelegenieiten S.rVASt) 

I Is und
insbesondere dessen Adrang II "' der für die einzelnen Staaten
einen l]berblick über die wichtigsten Grundlagen und Erkennt
nisse im Bereich der internationalen Zusammenarbeit in straf-
rechtlichen Angelegenheiten gibt.

Äufvölkerrechdiche Ebene erfolgt die Rechtshilfe zum einen
auf Grundlage der Ubereinl<ommen zwischen den Mitgliedstaa-
ten des Europarats "', welche durch das Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommen 118 vom 19. 6. 1990 teilwiise ergänzt wer-
den, und zum anderen aufGrundlage der lJbereinkomnen zwi-
schen den Mitgliedstaaten der Europdischen Union. Im Folgen-
den werden die RechtsquelJen de" Auslieferungsverkehrs und der
kleinen Rechtshilfe darsestellt' ".

5. 2. 2. 1 Auslie;ferungsverkeht

Der zwischenstaadiche Auslieferungsverkehr zwischen den
Mitghedstaaten des EuroparaLs 6ndec seine Rechrsgrundlage im
Europdischen Ausüeferung'überernlommen (EuAlUbk)'" vom
13. 12. L957 . Gemäß Art. 5 EuAllrbk kann die Auslieferung bei
Fiskaldelikten verweig€rt werden, jedoch haben sich verschiede-
ne Vertragsparteien 

' ' '  
nach Arr.2 Abs. I  de' 2. Zusatzproto-

kolls'"' zum ElrÄlLlbk zur Au'lieferung bei Fiskaldelikten ver
pflichtet.

Zwischen den Mitgliedstaaten der EIJ vollzieht sich der Aus-
lieGrungsverkehr grundsätzlich nach dem Rahmenbeschluss des
Rates v. 13. 6. 2002 über den Europäischen HaftbeGhl und die
t)tergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten 123, welcher die
bisher bestehenden Regelungenl2a e$etzen soll. Eine Ausliefe-
rung bei Fiskaldelikten kann davon abhängig gemacht werden,
dass die Handlung, aufGrund welcher der Europäsche Haftbe-
fehl ergangen ist, nach dem Recht des Vollstreckungsmitglied-

staates eine St.aftat darstellt. Die Vollstreckung des Haftbefebt
darf aber nicht deshalb verweigert werden, weil das Recht des
VollstreckungsmitgLiedstaates keine gleichartigen steuerlichen
Bestimmungen enthdlt wie das Recht des Ausstellungsmicglied-
sraates.

5. 2. 2. 2 Sonstige Rechßhilfe

Die Mitglieder des Europarats leisten sich sonstige Rechtshilfe
nach derir Europäischen lJbereinkommen über die Rechtshilfe
in Straßachen vom 20. 4. 1959 (EuRnÜbk) 12s Nach Art. 2 Lit. a
EuRhLrbk kartn die Rechtsbilfe verweigert werden, wenn sich
das Xrsuchen aufstnfbare Handlungen bezieht, dre vom ersuch-
ren Sraar als Gskelisch stralbare Handlungen angesehen werden.

P1*h 9t '  
Zusatzprotoko[2ö zum EuRhUbk vom 17. ] .  1978

haben cich einige Staaren 
''' verpflichtet. ruch bei Fiskaldelikren

Rechtshilfe zu leisten.
Zwischen den Mitshedsraaten der EU wird das EuRhUbk

durch das Übereinkommen über die Rechtshilfe in Stra6a-
chen 28 (Eu-Rhijbk) vom 29. 5. 2000 ergäru, ''o. rü, dr. S,.,t-
ersreftechr von besonderer Relevanz isr das ZLrsatzororokoll 

''"

zum EU-R-hÜ6k vom I6. 10.200t (ZP-EU-RhUbk). welches
in Deutschland am 28. 7. 2005 irr Kraft getreten ist'"'. Nach dem
Zusatzprotokoll sind die Mitgliedstaaten unter bestimmten Vor-
aussetzungen verpflichtet, auf Ersuchen eines aaderen Mitglied-

110) VeL BMF v. 25. 1. 2006, BSIBI I 2006, 26 t, Rz 1.2.
111) Vgl .  BMF v 25.  1.  2006, BSIBI I  2006, 26 t ,  Rz 1.2.
112) vsl. Hdcknet / Lasadny / SchonburglwotJ Qn. s6), P-z. 2.
113) BGBI I 1982, 2071, z'ietzt geändert am 22.7. 2005, BGBI20O5,

2t89.
1 14) Vgl. die Texrsannlutgron Cdtznet / Pötz,lntemationaler Rechrshil

leverkebr in Scraßachen, 2. 4ufl., 2005, I A 4.
1 1 5) Abgedluckt in Gn1,z net / Pötz (Fn. 114).
1 16) Im Internet ablulbar unrei v?qM.bmj.de (unter Themen I Internatio-

näle Zusarmenrbeic Richdinien für den Verkehr mit dem Audand in sraf-
rechdichen Angelegenheiten).

117) Rechtsquelen euf der Eben€ des Eumparats sind abrulbar unter
h$p://conventions.coe.int.

118) BGBI rr 1993, 1010.
ll9) Neben den hjer vorgesrellten muldiarerllen L,'bereinkommen übe-

den Audieferungsverkehr und die sonshge Rechßhilfe bestehen zablreiche bi=
laterale von Deutschlmd mit ude.er eulopäischen und außereurop:üschen
Staaten abgeschlossene Abkommer, die staterxpezifisch eus den L:indereilen
des Aahangs II der RiVASt e.sichdich sind. Zur Vollstreckunpbilfe siehe
Haknu / Lagodny / Schonbwg / Wolf (Fn. 56), Rz. 133 tr.

120) In Deutschland in Kraft seit dem 1.1. 1977, BGBIII 1964, 1369,
1371, \  1976,1778.

121) Vgl. die Auflisnrng bei Gittznet/Pötz (F 1.ll4),IIl I b.
122) BGB1 I I  1990, 118.
123) ABIEG l, 190 w 18.7. 2002, 1; in Deubclünd umgeseat durch das

Europäische Hrftbefel sgesetz (EuHbG I) v. 21. 4. 2004, BGBII2004, 1748,
hie.zu BVerfG rr 18. 7. 200s, NJW 2005, 2289, und EuHbG II v 20. 7. 2006,
BGBI I 2006. 1721. in KIaft seit dem 2. 8. 2006.

124) kgÄnzend zun EuAll-rbk sind dies das Ubereinlomen über die
Auslieferung zwischen dem Mitgtiedstaacen der EU v. 27.9. 1996, BGBIII
1998, 2253 GU-Aur[Äk), da U1,€reinkornrnen über die vereinfachte Aus-
lieferuns zwischen de'n MitqIedürren der EU v I0. 3. 1995, BGBI II 1998.
llJU (LU Verernt^ustubkt und dfs 5uu, -Eu-raugubk uno EU verefu-
AüslÜbk sind nur vorläufrg ggü. bestimmten Eu-MitgLi€&taaten anwendbar,
vgl. den cäbe arischen Uberblickbei Sr/roraülrg, f.IJW 2005,3362,3264,luch
abrufbar urc€r hüp://wwwbundesgerich*hof.del (unter Bibliothek/Inter-
nationale RechcshiJfe).

125) BGBI I I  1964, 1369,1386;111976,1799.
126) BGBITT 1990, 124,  125, t r199t ,909.
127) Vgl. den tabe[arischen U]erblick bei Sehonbury, NT1V 2005, 3362,

3264, auch abrufbär unter http://v'r'uabundesgerichtshof de/ (unt€r Biblio-
chek. lnternacionaJe Rechshilfe).

r28) ABIEG v 12.7 . 2000 Nr. C 197,3.
129) Gesetz zu dem iJbereinkommen v. 29. 5. 2000 über die Rechtshilfe in

Straßachen mischen den Mitgliedstaaten der Europ:üschen Union v 22. 7.
2005. BGBI II 2005. 650.

130) ABIEG u 21. 11. 2001 Nr. C 362, 2.
131) Gesetz zu dem Protokoll v. 16. 10. 2001 zu dem Ubereinkonrmen

über die Rech*hilfe in Str:Gachen zwischen den Mitgliedsberen der lüropäi-
schenunion 't. 22.7 . 2005. BGB1 II 2005, 661.
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staates festzustellen, ob eine Person, gegen die straftechdiche Er-
mitdungen laufen, Bar <konten bei einem Kreditinstitut in die-
sem Saat unterhält und hierüber alle Angaben zu übetmitteln,
Art. 1 ZP-EU-RhUbk. W'eiter erstreckr sich die Verpflichrung
auf die Äuskunli über Bankgeschäfte, die in Zusammenhrrrg -ii
einem solchen Konto getätigt errrden, fut. 2 ZP-EU-RhUbk,
und die Ubernrachung solcher Konten, Art. 3 ZP-EU-RhUbk.
Nach Art. 7 ZP-EU-RhUbk darfdas Bankgeheinmis von einem
Mitgliedstaat nicht als Begründung für die Ablehnungjeglicher
Zusammenarbeit in Bezug aufdas Rechtshilfeecuchen eines an-
deren Mitgliedrtaates herangezogen werden. Nagh Art.8 ZP-
Eu-Rhlr'bk darf Rechtshilfe nicht deshalb verweigert werden,
weil sich das Xnuchen auf eine strafbarc Handlung bezieht, die
vom e$uchten Staat als fiskalisch stralbare Handlune beftachtet
wirdl ein Ersuchen darf nicht mir der Begründun! abgelehnr
werden, dass das Recht des ersuchten Mitgliedsaates nicht die-
selbe Art r,.on Steuern oder keine steuerlichen Bestimmunebn
derselben Arr vorsieht. Mir dem EU-RhÜbk und dem dazuse-
höngen ZP-EU-Ril,rbk wurde aufEbene der EU ein weireres
Instr-ument geschafen, um grenzüberschreitende Ermittlungs-
maßnahmen in steuerlichen Angelegenheiten durchzuflihren.
Nationale Datenpools über Konten wie in Deutschland, die

grundsätzlich nationale Ermitdungen edeichtern bzw. ermögli-
chen sollen, erleichtern den Vertragsstaaten auf internationaler
Ebene die Ermittlungsarbeit. Abzuwarten bleibt, welche weite-
ren Mitgliedstaateo Ubereinkommen und Zusatzprotokoll in na-
tionales Recht transferieren.

6. Fozit

Die Ermitdungsmöglichleiten deutscher Finanzbehörden bei
ausländischen Sachverhalten scheinen ständig zu wachsen: Die
Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen werden irmer um:
fassenderund detaillierter geregelt, der Informationsaustauscl-r im
Amts- und im Rechtshilfeverfahren wird sowohl im bi- als auch
irn multilateralen Bereich stetig ausgebeut, Bankgeheimrisse
bröckelo, bis dato sichere Steueroasen können sich der Einbin-
dung in das internationale Informationsnetz immer schwerer
entziehen. Dem Steuerpflichtigen und seinem Berater bleibt nur,
grenzüberschreitende Ermitdungsmaßnahmen auf ihre Recht-
miißigkeit hin zu überprüfen. Insbesondere steue iche Mirwi!-
kungspflichten sollten bezüglich ihrer Konformität mit europä-
schem Gemeinschafsrecht hintetaaet werden.

sterreichisc er VwGH: Entschei

ösbrreichischer Verwoltungsgerichtshof schrönkt
Rechtshilfe noch Deutschlond in Verfohren weoen
des Verdochts der Sleuerhinterziehung ein
BWG (Österreich) $ 38 Abs. 2 Zif f  1: AO g 397 Abs. I

. Eine Verfahrenseinleitung eines steuerstrafrechtlichen Er-
rnittlungsverfahrens nach $397 Abs. 1 AO entspticht nicht
den A:rforderungeo, die $ 38.Abs. 2 Zi-ff. 1 BVG (Bundesge-
setz über das Bankrpesen - Osterteich) an die ,,Einleitung.'
von Stmfrerfahren stellt, welche zum ltregfatl des Schutzes
des Batkgeheimnisses in Österreich fiihren. Das dem öster-
reichischenRecht zugrundeliegeude rechtsstaadiche Pdüzip
beinhaltet, dass alle Akte staatlicher Organe im Gesetz be-
gaändet sein hüssen und ein System von Rechtsschutz ein-
richtuugen die Gewäiht da6i. bietet, dass üur solche Akte in
ihrer rechdichen Existenz als dauernd gesiched etscheinen,
die in Übereinstimmung mit den sie bedingenden Akten hö-
heret StuG edassen wurden. Dabei müssen die Rechtsschutz-
einrichtungen ihter Zweckbestimrnung nach ein bestimrntes
Mindestmaß an faktischet Efizienz für den Rechtsschutz-
wetber aufi,veisen, ,,Rechtsschutz" rneint nicht zuletzt die -
rcchtzeitige - Vahrung uud Gewährleistung einer faktischen
Position des Rechtsunterworfenen, wobei ein WidetsDtuch
zunr rechtsstaatlichen Prinzip io der Regel bereits dani vot-
liege, weorr der Rechtsschutzsucheade geflerell einseitig rrit
allen Folgen einer potentiell rechtswidrigen vetwaltungsbe-
hötdlichen Entscheidung solange belastet wird, bis sein
Rechtsschutzgesuch endgältig erledigt ist.
Östeneichßcher VetwaltungsgerihxhoJ ttt. " 26. 7. 2006,
zr. 2004/14/0022-7

Sochverholh

Das Finanzamt A (Steuerfahndungssrelle) teilce dem Finanzamr Inrrs
bruck imJuti 1997 miq dars es gegen Dr. P wegen des Verdachls der S!eu-
erhinterziehung ein Ermitdungsverfabrcn eingeleitet habe. Dr. P sei als

selbsrändigbr Zahnarzt dätig. Ftu den Zeitraum 1991 bis 1995 seien 6n-
gierte Betriebsausgaben gebucht und in erhebLichem Umfang Xidcüafte
aus Kapitalvermögen nicht versteuert vrordin. Ferner bestehe der Ver-
dacht, dass Dt. P nicht gebuchte Betriebseinnahmen bei der Raiffeisen,
bank Z (in Tirol) in bar eingezallt hat. Nach den bisherigen Prüfirngsfest-
stellungen unterhielt bzw. unterhalte er bei der o. g. Banl< folgende Kon,
ten (. . - wird ausgefihrc). Zur Ermitdung der hinterzogenen Steuern sei
es notlyendig, bei der Raifeisenbank Z sämdiche Konrovetbindungen
des Dr. P abzul<lärcn und sämdiche Kontounterlagen samt Belege zu be-
scNagnahnen bzw. sichezustellm. Das Finenzamr A bat, diese Ermitt-
lungen im Wege der Rechtshilfe vorzunehmen.

Nachdem das Finanzamt A einen BescliluJs des Amtsg€richtes I über-
sandt hatte, wonach wegen des Verdachtes der Steuerhinterziehung (Ein,
kommensteuer und Vermögensteuer 1991 bis 1995) die Durclxuchüng
der Wobaung und der Geschäfsüume des Dr. P aageordnet wurde und
eine Kopie des Einleitungsvermerks nach $397 Abs.2 AO rcrgelegt
wurde, dchtete des österreichische Finanzamt an die Raifi'eisenbalk Z
ein Auskunfs- und Einsich6latrlreelsuchen gem:iß $ 99 Abs. 1 Fimnz-
stnfgesetz (FinStrG) . Beemte der Prüfungsabteilung ftr Straßachen beim
Finanzamr Innsbruck seien beaufhagt im B€isein von Beamten der Steu-
erfahndungstelle beim Finanzamt A, für Zwecke der Gewährleistung
von Rechshilfe aufGrund der bilateralen Vertrise vom 4. 10. 1954 zwi-
schen der Republik Österreich und det Bunderrepubtik Deucsctrland Er-
hebungen durchzufihren. Die Ban} werde enucht, den cena.ürten die
gewünschten Auskünfte zu erteilen und die erbetenen Einsichmahmen
zu gestatten. Die Bank.w.urde ersucht, in sämi.liche Geschä,ftsbeziehun-
gen (2. B. Kontokorrene, Spar-, Festgeld, Wähungs-, Ausländer-,
DM-, Darlehenskonten, Sparbriefe, Depos, Schließfächer, Vervahntük-
ke), die aufden Namen des Beschr.rldigen lauten oder lauteten oder über
die der Beschuldigte allein oder gemeinsam mit Dritten verÄigungsbe-
rcchtigt, bevollnächtigt oder zeichnungsberechtigt ist oder wer, für den
Zeihtleum \,,om 1. l. 1991bis 31. 12. 1995 Einsicht zu gewfiren und ge-
gebenenfalls Iiir diesen Zeinaurn die entsprechenden Unterlagen (2. B.
Kontoeröftrungsblatc, Unterschrifoblatt, Kontenverdichtungen) in Ko-
pie auszuhändigen.

Die Raifreiserbank Z teilte dem Finanzamt Innsbruck daraulhin mit,
sie könne die gewünschte Auskunft nicht erteilen. Zur Begründung 6ihr-
te sie aus. es bestünden Bedenken. ob es sich bei dem in DeuLlchland
b€im Finanzamt A anhängigen Vefahren um ein mit der österreichischen
Rechtsodnung vegleichbares eingeleiretes Finanzstrafverfahren hefldle,


